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7. Wohnen und Boden in Gemeinschaftshand!

Wohnen ist ein Menschenrecht, Böden ein Gemeingut, die ökologische Modernisierung von 
Gebäuden längst überfällig. Wir fordern gutes Wohnen für alle und eine grüne Infrastruktur 
aus Parks und Naturflächen für den Erhalt der Biologischen Vielfalt, für ein gutes Stadtklima, 
für Gesundheit und Erholung.

Wir fordern konkret:

• �Ökologisch und sozial gerecht – Tempo bei der Modernisierung im Gebäudesektor: Die Bun-
desregierung muss innerhalb eines Jahres eine integrale, langfristige, bundesweite Moderni-
sierungsstrategie für Gebäude sowie eine an das Pariser Klimaschutzabkommen angepasste 
Überarbeitung des Gebäudeenergiegesetzes vorlegen. Auch die Graue Energie von Baupro-
dukten und die Lebenszyklusbetrachtung von Gebäuden muss darin berücksichtig werden. 
Die Kosten für energetische Modernisierung müssen fair verteilt werden. Dafür braucht es 
rechtliche Änderungen für eine warmmietneutrale Gebäudemodernisierung. Hierzu ist die 
Kostenumlage bei Modernisierungen im Mietrecht anzupassen, sind Förderprogramme am 
Ziel des klimaneutralen Gebäudebestandes auszurichten sowie staatliche Hilfsangebote für 
Härtefälle zu entwickeln.

Hohe Mieten belasten vielen Menschen während der Corona-Pandemie ganz besonders – aber 
auch nach dieser Krise bleibt Wohnen eine der zentralen sozialen und ökologischen Fragen 
unserer Zeit. Dabei bietet die Erhöhung der öffentlichen Investitionen in diesem Bereich 
zahlreiche Chancen: Die Gelder müssen einerseits genutzt werden, um für alle Menschen ein 
gutes und gesundes Wohnumfeld zu schaffen, umgeben von grünen Freiräumen, die Orte 
der Begegnung sind und gleichzeitig Lebensräume für Tiere und Pflanzen bieten. Zudem 
mindert Stadtnatur auch die Folgen der Klimaerhitzung. Andererseits beleben die Gelder 
die Konjunktur, mit großen sozialen Effekten und für den Schutz von Mieter*innen. Diese 
Investitionen müssen einhergehen mit einer Neuausrichtung in der Bodenpolitik. Denn Boden 
ist ein Gemeingut und keine beliebige Ware. Für das Gemeinwohl muss der Markt begrenzt 
werden. Bei Bauprojekten muss ein Schwerpunkt auf dem sozialen und gemeinnützigen 
Wohnungsbau liegen und sichergestellt werden, dass der dabei entstehende Flächen-, 
Ressourcen- und Energieverbrauch möglichst gering ist. Das Ziel der Bundesregierung, 
den Flächenverbrauch bis 2030 auf 30 Hektar pro Tag und bis 2050 auf Null Hektar pro 
Tag zu reduzieren, ist hierfür noch nicht ehrgeizig genug. Auch fordern wir ein Programm 
und Stufenpläne für eine sozial-ökologische Gebäudemodernisierung, um einen sozialen 
Klimaschutz auch in Mietwohnungen auf den Weg zu bringen.
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• �Soziales und gemeinnütziges Wohnen fördern: Staatliche finanzielle Förderung muss sich auf 
den sozialen Wohnungsbau und auf gemeinnütziges Bauen fokussieren. Wir fordern die Einfüh-
rung einer Wohnungsgemeinnützigkeit, um die Steuerungsfähigkeit für den Wohnungsmarkt 
zu erhöhen. Sozialbindungen gelten derzeit nur zeitlich befristet (je nach Förderung zwischen 
15 und 20 Jahren). Danach werden diese Wohnungen wie ganz normale, frei finanzierte 
Mietwohnungen behandelt. Darüber hinaus werden im Moment zu wenig neue Sozialwoh-
nungen geschaffen. Der Bestand an Sozialwohnungen ist seit Jahren rückläufig, von über 
zwei Millionen Wohnungen in 2006 auf zuletzt nur noch 1,13 Millionen. Zur nachhaltigen 
Sicherung von Sozialwohnungen muss das dauerhafte Bestehen von Sozialbindungen und 
der Rückkauf von ausgelaufenen Bindungen ermöglicht werden. Mit dem Ziel einer sozial 
integrierten Stadt müssen bis 2030 rund 160.000 Wohneinheiten mit Sozialbindung pro 
Jahr zusätzlich geschaffen werden, um den Bedarf zu decken.

• �Mietpreise wirksam eindämmen: Um den Anstieg der Mieten bei Abschluss eines neuen 
Mietvertrages wirkungsvoll einzudämmen, ist die Mietpreisbremse zu reformieren. Es müssen 
kollektive Mieterrechte (Verbandsklagerecht) eingeführt, Ausnahmen abgeschafft, ein Verstoß 
gegen die Mietpreisbremse als Ordnungswidrigkeit deklariert und §5 des Wirtschaftsstraf-
gesetzes praxistauglich reformiert werden. Die Mietpreisbremse muss bundesweit flächen-
deckend und zeitlich unbefristet gelten. Mieterhöhungen in bestehenden Mietverhältnissen 
sind auf den Ausgleich allgemeiner Preissteigerungen zu begrenzen – höchstens jedoch auf 
eine Erhöhung bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete um maximal zehn Prozent innerhalb 
von drei Jahren und in Regionen mit angespannten Wohnungsmärkten auf maximal sechs 
Prozent in drei Jahren.

• �Umlage des CO2-Preises auf Mieter*innen stoppen: Vermieter*innen müssen einen Anreiz 
bekommen, ihre Heizungsanlagen auf klimafreundliche Energieträger umzustellen. Mie-
ter*innen haben keinerlei Einfluss auf die Wahl des Heizungssystems und den energetischen 
Zustand des Gebäudes. Daher muss die Umlage der CO2-Bepreisung vollständig von den 
Vermieter*innen getragen werden. Mieter*innen dürfen durch die CO2-Bepreisung keine 
zusätzliche Belastung erfahren.

• �Für eine starke Stadtnatur und einen Neustart in der Bodenpolitik: Die Belange von Natur 
und Umwelt müssen bei Bebauungsplänen gestärkt werden. Es braucht einen Neustart in 
der Bodenpolitik, der ökologisch und sozial gerecht ist sowie gesetzliche Schranken für 
Bautätigkeiten im Bundesnaturschutzgesetz und der Landesplanung. Dazu zählt die Ab-
schaffung der Paragraphen 13a und 13b im Baugesetzbuch. Wir fordern zudem von einer 
neuen Bundesregierung, innerhalb der ersten 100 Tage eine Boden-Kommission einzurichten. 
Diese Kommission muss Antworten für eine gemeinwohlorientierte Bodenpolitik erarbeiten. 
Unter anderem muss das kommunale Vorkaufsrecht weiter gestärkt, die Sozialpflichtigkeit 
des (Boden-) Eigentums im Städtebaurecht gestärkt und die Ausübung des Erbbaurechts 
erleichtert werden.
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8. �Wir fordern eine gute Pflege und Gesundheits­
versorgung für alle!

Eine gleichberechtigt gute Pflege und Gesundheitsversorgung, unabhängig vom eigenen 
Geldbeutel, ist für eine zukunftsfähige und nachhaltige Gesellschaft elementar.

Wir fordern konkret:

• �Pflege solidarisch finanzieren: Um Pflegebedürftige vor Armut zu schützen, muss die Pflege
versicherung zu einer einheitlichen, solidarischen Vollkaskoversicherung ausgebaut werden. 
Übergangsweise muss kurzfristig der Eigenanteil bei den pflegebedingten Kosten bei 15 Prozent 
gedeckelt werden (ambulant und stationär).

• �Mehr Personal in der Pflege gesetzlich verankern: Wir fordern ein bundesgesetzlich festgelegtes 
Verfahren zur Personalbemessung für die ambulante und stationäre Pflege. Dabei muss dringend 
hinreichend Zeit für Pflegebedürftige beschlossen werden. Die Landesrahmenverträge müssen 
die quantitative und qualitative Personalausstattung berücksichtigen, die für die gesetzlich und 
fachlich vorgesehenen Aufgaben erforderlich sind. Das gilt auch für die Pflegesatz- bzw. Ver-
gütungsverhandlungen. Die Refinanzierung dieser personellen Ressourcen muss gesichert sein.

• �Gute Gesundheitsversorgung für alle: Um Gesundheit als Menschenrecht zu realisieren, bedarf 
es einer allgemeinen Gesundheitsabsicherung für alle (Universal Health Coverage). Wir setzen uns 
deshalb für eine soziale und solidarische Bürgerversicherung als Pflichtversicherung für alle ein.

• �Pflegende Angehörige unterstützen: Wir fordern ein Pflegegeld als bezahlte Auszeit für Men-
schen, die Angehörige, Freund*innen oder Nachbar*innen pflegen – nach dem Vorbild von 
Elternzeit und Elterngeld.

Die Corona-Pandemie hat die Krise der Sorgearbeit und insbesondere die Bedeutung einer 
guten Pflege und Gesundheitsversorgung drastisch vor Augen geführt. Doch es läuft einiges 
schief: Während Pflegekonzerne erhebliche Renditen erwirtschaften, führt die Pflegebe-
dürftigkeit viele Menschen direkt in die Armut. Im Durchschnitt fallen rund 2000 Euro pro 
Monat für die Betreuung und Pflege in einem Heim an, die von den Pflegebedürftigen selbst 
getragen werden müssen. Die Rente reicht meist nicht, um die eigene Pflege zu finanzie-
ren. Pflege muss deshalb solidarisch finanziert werden. Zusätzlich müssen Menschen, die 
Angehörige, Freund*innen oder Nachbar*innen pflegen, finanziell unterstützt werden. Die 
Gesundheitsversorgung ist durch Marktanreize löchrig geworden und vielfach entscheidet 
der Geldbeutel über die Qualität der Behandlung. Wir sagen: Eine Mehr-Klassen-Medizin 
darf es nicht geben.
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9. �Wir fordern internationale Solidarität und die 
Einhaltung von Menschenrechten!

Deutschland und die EU müssen sich international solidarisch verhalten – sowohl in der 
Bekämpfung der ökologischen Krisen als auch im Umgang mit deren Folgen.

Wir fordern konkret:

• �Menschen in Seenot retten und das Recht auf individuelles Asyl sicherstellen: Wir fordern 
die Einführung einer europäischen Seenotrettung. Die Pläne der EU-Kommission und zahlrei-
cher Mitgliedstaaten (darunter Deutschland), in großem Stil Asylverfahren an den europäischen 
Außengrenzen durchzuführen und das Konzept sicherer Drittstaaten und Herkunftsstaaten aus-
zuweiten, müssen gestoppt werden. Stattdessen müssen Schutzsuchende unter Berücksichtigung 
ihrer Interessen schnell von den EU-Außengrenzen auf die EU-Mitgliedstaaten umverteilt werden. 
Darüber hinaus bedarf es des massiven Ausbaus legaler Zugangswege für Schutzsuchende und 
sonstige Migrant*innen.

• �Koalitionsvertrag am 1,5°-Ziel von Paris ausrichten: Die neue Bundesregierung muss globale 
und generationsübergreifende Klimaverantwortung übernehmen: Das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts ist diesbezüglich eindeutig. Wir fordern die neue Bundesregierung daher auf, 
ihren Koalitionsvertrag am 1,5°-Ziel des Pariser Klimaabkommens auszurichten. Zu Beginn der 
neuen Legislaturperiode müssen die Maßnahmen des Koalitionsvertrags durch ein externes 
wissenschaftliches Gutachten daraufhin überprüft werden.

Die Auswirkungen der ökologischen Krisen, insbesondere der Klimakrise, zeigen sich am 
deutlichsten im globalen Süden, wo Menschen besonders unter Dürren, Überschwemmungen 
und anderen Extremwettereignissen leiden. Es sind allerdings die Länder und Unternehmen 
des globalen Nordens, die mit ihren Produktions- und Lebensweisen hauptverantwortlich 
sind für diese Krisen. Bislang tragen sie dieser Verantwortung nicht angemessen Rechnung. 
Mehr noch: Sie schotten sich zunehmend ab. An den europäischen Außengrenzen kommt 
es immer wieder zu völker- und menschenrechtswidrigen Pushbacks (Zurückschiebungen) 
von Migrant*innen. Eine staatliche europäische Seenotrettung gibt es nicht (mehr), zivile 
Seenotrettungsorganisationen werden kriminalisiert und an ihrer Arbeit gehindert. Es 
besteht die Gefahr, dass individuelle und faire Asylverfahren innerhalb der EU zunehmend 
zugunsten von Schnellverfahren an den Außengrenzen verdrängt werden – mit haftähnlicher 
Unterbringung und unklarem Zugang zu Rechtsberatung und Rechtsschutz.
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• �Klimagerechtigkeit als Schwerpunkt deutscher Außenpolitik festlegen: Klimagerechtigkeit 
muss zum Schwerpunkt deutscher Außenpolitik werden. Deutschland muss einen fairen Beitrag 
zur Erreichung des 1,5°-Ziels des Pariser Klimaabkommens leisten. Dies umfasst eine ökologisch 
verträgliche Handelspolitik sowie eine Verdoppelung der Finanzierungszusagen für Klimaschutz, 
Anpassung sowie klimabedingte Verluste und Schäden. Schulden armer und zugleich besonders 
vom Klimawandel betroffener Länder muss Deutschland vollständig erlassen. Beim deutschen 
G7-Vorsitz im Jahr 2022 müssen Klimakrise und Biodiversitätskrise oberste Priorität erhalten.

• �Eine UN Konvention für ein nachhaltiges Chemikalien-, Abfall- und Stoffstrommanagement: 
Wird fordern von der neuen Bundesregierung, dass sie sich für eine UN-Konvention für ein nach-
haltiges Chemikalien-, Abfall- und Stoffstrommanagement einsetzt. Diese Konvention muss das 
Ziel verfolgen, die Gefährdung von Mensch und Umwelt durch gefährliche Stoffe zu beenden 
und den Verbrauch von Chemikalien und Ressourcen deutlich zu verringern. Dafür braucht es ein 
absolutes und verbindliches Reduktionsziel. Zum Aufbau von dringend benötigten Kapazitäten für 
ein nachhaltiges Chemikalien- und Abfallmanagement im globalen Süden müssen die Hersteller 
von Grundchemikalien zu einer Abgabe von 0,5 Prozent ihrer Jahresumsätze verpflichtet werden. 
Als einer der größten Hersteller von Chemikalien und Verbraucher metallischer Rohstoffe steht 
Deutschland hier in besonderer Verantwortung.
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